
INFOS FÜR VERANSTALTUNGSBESUCHER*INNEN 
gemäß den Bestimmungen der 214. Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz vom 10. Mai 

2021, mit der die Verordnung über erste Öffnungsschritte in Bezug auf die COVID-19-Pandemie erlassen wird (COVID-19-Öffnungsverordnung – 
COVID-19-ÖV) und die COVID-19-Öffnungsverordnung geändert wird (1. Novelle zur COVID-19-Öffnungsverordnung) 

 

Ab Betreten des „Zeughaus am Turm“ ist ein Abstand von 
mindestens zwei Metern einzuhalten und eine FFP2-Maske 
(auch während der Vorführung) zu tragen. 
 
§ 1. (1) Als Maske im Sinne dieser Verordnung gilt eine Atemschutzmaske der Schutzklasse FFP2 (FFP2-Maske) ohne Ausatemventil oder eine 
Maske mit mindestens gleichwertig genormtem Standard. 
 
§ 2. (2) Beim Betreten öffentlicher Orte in geschlossenen Räumen ist gegenüber Personen, die nicht im gemeinsamen Haushalt leben, ein Ab-
stand von mindestens zwei Metern einzuhalten und eine Maske zu tragen. 
 
 

Vor Einlass in den Veranstaltungsraum ist der Nachweis ei-
ner geringen epidemiologischen Gefahr vorzuweisen und 
für die Dauer des Aufenthaltes bereitzuhalten. 
 
§1. (2) Als Nachweis einer geringen epidemiologischen Gefahr im Sinne dieser Verordnung gilt 
1. ein Nachweis über ein negatives Ergebnis eines SARS-CoV-2-Antigentests zur Eigenanwendung, der in einem behördlichen Datenverarbei-
tungssystem erfasst wird und dessen Abnahme nicht mehr als 24 Stunden zurückliegen darf, 
2. ein Nachweis einer befugten Stelle über ein negatives Ergebnis eines Antigentests auf SARS-CoV-2, dessen Abnahme nicht mehr als 48 
Stunden zurückliegen darf, 
3. ein Nachweis einer befugten Stelle über ein negatives Ergebnis eines molekularbiologischen Tests auf SARS-CoV-2, dessen Abnahme nicht 
mehr als 72 Stunden zurückliegen darf, 
4. eine ärztliche Bestätigung über eine in den letzten sechs Monaten überstandene Infektion mit SARS-CoV-2, die molekularbiologisch bestätigt 
wurde, 
5. ein Nachweis über eine mit einem zentral zugelassenen Impfstoff gegen COVID-19 erfolgte 
a) Erstimpfung ab dem 22. Tag nach der Erstimpfung, wobei diese nicht länger als drei Monate zurückliegen darf, oder 
b) Zweitimpfung, wobei die Erstimpfung nicht länger als neun Monate zurückliegen darf, oder 
c) Impfung ab dem 22. Tag nach der Impfung bei Impfstoffen, bei denen nur eine Impfung vorgesehen ist, wobei diese nicht länger als neun Mo-
nate zurückliegen darf, oder 
d) Impfung, sofern mindestens 21 Tage vor der Impfung ein positiver molekularbiologischer Test auf SARS-CoV-2 bzw. vor der Impfung ein 
Nachweis über neutralisierende Antikörper vorlag, wobei die Impfung nicht länger als neun Monate zurückliegen darf, 
6. ein Nachweis nach § 4 Abs. 18 EpiG oder ein Absonderungsbescheid, wenn dieser für eine in den letzten sechs Monaten vor der vorgesehe-
nen Testung nachweislich mit SARS-CoV-2 erkrankte Person ausgestellt wurde, 
7. ein Nachweis über neutralisierende Antikörper, der nicht älter als drei Monate sein darf. 
 
 

Zum Zwecke der Kontaktpersonennachverfolgung sind 
Vor- und Familienname sowie die Telefonnummer und wenn 
möglich die E-Mail-Adresse anzugeben. 
 
§ 17. (1) Der Betreiber einer Betriebsstätte gemäß den §§ 6 und 7, einer nicht öffentlichen Sportstätte gemäß § 8, einer nicht öffentlichen Frei-
zeiteinrichtung gemäß § 9 und der für eine Zusammenkunft Verantwortliche gemäß den §§ 13 bis 16 sind verpflichtet, von Personen, die sich 
voraussichtlich länger als 15 Minuten am betreffenden Ort aufhalten, zum Zweck der Kontaktpersonennachverfolgung den 
1. Vor- und Familiennamen und 
2. die Telefonnummer und wenn vorhanden die E-Mail-Adresse 
zu erheben. Im Falle von Besuchergruppen, die ausschließlich aus im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen bestehen, ist die Bekanntga-
be der Daten von nur einer dieser Besuchergruppe angehörigen volljährigen Person ausreichend. 
(2) Der nach Abs. 1 Verpflichtete hat die zuvor genannten Daten mit Datum und Uhrzeit des Betretens der jeweiligen Betriebsstätte oder des be-
stimmten Ortes zu versehen. 
(3) Der nach Abs. 1 Verpflichtete hat der Bezirksverwaltungsbehörde gemäß § 5 Abs. 3 EpiG auf Verlangen die Daten zur Verfügung zu stellen. 
(4) Der nach Abs. 1 Verpflichtete darf die Daten ausschließlich zum Zweck der Kontaktpersonennachverfolgung verarbeiten und der Bezirksver-
waltungsbehörde im Umfang ihres Verlangens übermitteln; eine Verarbeitung der Daten zu anderen Zwecken ist unzulässig. 
(5) Der nach Abs. 1 Verpflichtete hat im Rahmen der Verarbeitung und Übermittlung dieser Daten geeignete Datensicherheitsmaßnahmen zu 
treffen und insbesondere sicherzustellen, dass die Daten nicht durch Dritte einsehbar sind. 
(6) Der nach Abs. 1 Verpflichtete hat die Daten für die Dauer von 28 Tagen vom Zeitpunkt ihrer Erhebung aufzubewahren und danach unverzüg-
lich zu löschen. 
(7) Können Kontaktdaten aus berechtigten Gründen der Anonymität in der Form des Abs. 1 nicht erhoben werden, sind geeignete Alternativ-
maßnahmen zu setzen. 
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